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Auszeichnungen
Mit der Artur-Becker-Medaille in Gold wurden ausge­
zeichnet: -

Elke Kleintopf,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Kreises Osterburg, 

Helfried Krüger,
Sekretär des Verfassungs- und Rechtsausschusses 

der Volkskammer der DDR,
Horst Reizmann,

Staatsanwalt des Bezirks Cottbus,
Richard Schwanke,

Staatsanwalt der Stadt und des Kreises Greifswald.

einer Breite von 15 m nach § 74 Abs. 1 der Deutschen Bau­
ordnung vom 2. Oktober 1958 (GBl.-Sdr. Nr. 287).4 Außer­
dem ist im allgemeinen gesellschaftlichen Interesse in 
Uferzonen solcher Gewässer, die der Erholung der Bürger 
dienen oder dafür geeignet sind, die Bebauung einschließ­
lich der Einzäunung von Grundstücken grundsätzlich nicht 
gestattet (§ 14 Abs. 4 Landeskulturgesetz vom 14. Mai 1970 
[GBl. I Nr. 12 S. 67]).

Eine eigenständige Verpflichtung der Eigentümer oder 
Nutzer besteht zur Instandhaltung solcher baulicher An­
lagen und Mauern, die das Ufer bilden oder in das Gewäs­
ser hineinragen (§ 32; Abs. 3 WaG).

Wasserwirtschaftlich bedingte Nutzungsvoraussetzungen 
können sich aber auch für Grundstücke ergeben, die nicht 
an Gewässer angrenzen. Das kann Grundstücke in Trink- 
wasserschutz- und -vorbehaltsgebieten (§ 29 WaG und
3. DVO dazu), in Hochwassergebieten und Deichschutz* 
streifen (§ 36 WaG), in Küstenschutzgebieten (§ 37 WaG) 
und wasserwirtschaftlichen Vorbehaltsgebieten (§ 39 WaG) 
betreffen. Mögliche Nutzungsbeschränkungen und Verbote 
ergeben sich grundsätzlich aus Rechtsvorschriften ein­
schließlich staatlicher Standards5, Beschlüssen über diese 
Schutzgebiete oder — für einzelne Grundstücke — aus Auf­
lagen der zuständigen Organe. Für bestimmte wasserwirt­
schaftliche Maßnahmen kann ~ die Einhaltung besonderer 
Nutzungsbedingungen, die Einräumung zeitlich begrenzter 
oder dauernder Mitnutzungs- oder Mitbenutzungsrechte, 
der zeitweilige oder dauernde Entzug, die Übertragung 
von Eigentumsrechten oder der Rechtsträgerwechsel für 
Grundstücke, Gewässer, Gebäude und Anlagen verlangt 
werden (§40 Abs. 1 WaG). Das Gesetz orientiert dabei auf 
die vertragliche entgeltliche Übertragung. Kommt keine 
vertragliche Einigung zustande, können die Rechte der 
Nutzer, Eigentümer oder Rechtsträger durch die zuständi­
gen Staatsorgane beschränkt oder sogar entzogen werden 
(§ 40 Abs. 4 WaG). Insoweit folgt das Wassergesetz der 
bereits im Berggesetz vom 12. Mai 1969 (GBl. Nr. 5 S. 29) 
konzipierten Inanspruchnahme- und Entschädigungsrege­
lung.

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Pflicht der 
Grundstücksnutzer hinzuweisen, Maßnahmen gegen die 
bodenabtragende Wirkung des Wassers durchzuführen und 
den natürlichen Wasserabfluß nicht zu verändern (§ 38 
WaG). Diese Pflicht ist auf den Hochwasser- und Erosions­
schutz, den Schutz der Rechte und Interessen Dritter, die 
Gewährleistung der natürlichen Vorflut und die Erhaltung 
der landeskulturellen Eigenschaften des Wassers gerichtet.

Schließlich haben die Grundstücksnutzer den Mitarbei­
tern der SGA zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben jederzeit 
das Betreten von Grundstücken zu gestatten (§ 5 der 
1. DVO zum WaG).

Verantwortlichkeit für Rechtsverletzungen

lieber Beeinträchtigung der Nutzbarkeit eines Gewässers 
kann sogar auf Ordnungsstrafen bis zu 10 000 M erkannt 
werden.

Im Unterschied zum Wassergesetz von 1963 wird im 
neuen Wassergesetz auf eine eigenständige Schadenersatz­
regelung verzichtet. Das bedeutet, daß für Schäden, die 
durch die Verletzung wasserrechtlicher Pflichten verur­
sacht werden, Schadenersatzansprüche nach §§ 330 ff. ZGB 
zu prüfen sind. In § 35 Abs. 1 der 1. DVO zum WaG wird 
jedoch ein spezieller Aufwendungsersatz statuiert. Danach 
haben die Verursacher von Wasserschadstoffhavarien die 
Kosten zu ersetzen, die den zur Bekämpfung der Havarie 
tätig werdenden Organen der Wasserwirtschaft oder des 
Verkehrswesens entstehen.

Außerdem sieht § 44 WaG als Verwaltungszwangsmaß­
nahme ein Zwangsgeld vor, das gegenüber Bürgern zur 
Durchsetzung von Auflagen bis zu einer Höhe von 5 000 M 
angedroht und durchgesetzt werden kann.

Nachfolgeregelungen zum Wassergesetz

Das Wassergesetz enthält keine geschlossene Regelung der 
gesamten Wasserrechtsverhältnisse. So werden z. B. die 
Versorgungsbeziehungen zwischen den Rechtsträgern 
öffentlicher Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
durch die АО über die allgemeinen Bedingungen für den 
Anschluß von Grundstücken an die öffentlichen Wasser­
versorgungsanlagen und für die Lieferung und Abnahme 
von Trink- und Betriebswasser — Wasserversorgungs­
bedingungen — vom 26. Januar 1978 (GBl. I Nr. 6 S. 89) 
sowie durch die АО über die allgemeinen Bedingungen 
für den Anschluß von Grundstücken und für die Einleitung 
von Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen — Ab­
wassereinleitungsbedingungen — vom 20. Juli 1978 (GBl. I 
Nr. 29 S. 324) geregelt. Weitere spezielle Rechtsvorschriften 
sind die 1. DB zum WaG — Hochwassermeldedienst — vom 
2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 490) und die АО für die Was- 
serbereitstellung und Wasserversorgung in extremen 
Lagen nach Wasserbereitstellungs- und Wasserversor­
gungsstufen vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 492).

Das Wassergesetz ist aber trotzdem nicht nur ein „Ge­
wässergesetz“. Die natürliche und ökonomische Spezifik 
der Wasserressourcen beachtend, normiert es die mit der 
Nutzung und Reproduktion dieser Ressourcen verbunde­
nen Prozesse entsprechend ihrer Komplexität und Ver­
flochtenheit. Dazu legt es die allgemeinen Grundsätze, 
Aufgaben und Verhaltensanforderungen sowie die Rechts­
folgen von Pflichtverletzungen fest.

Die gleichzeitig mit dem ' Wassergesetz erlassenen 
Durchführungsverordnungen konkretisieren dieses. Die
1. DVO gestaltet insbesondere die im Gesetz enthaltenen 
Aufgaben, Befugnisse und Kompetenzen der Staatsorgane 
und die Rechte und Pflichten der Gewässernutzer zum 
Schutz der Gewässer, ihrer Instandhaltung und zum Hoch­
wasserschutz weiter aus; außerdem trifft sie spezifische 
Aussagen zum wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren. 
Die 2. DVO regelt die Voraussetzungen für die Erhebung, 
Bemessung und Abführung des Äbwassergeldes als staat­
licher Geldsanktion bei Rechtsverletzungen sowie des 
Wassernutzungsentgelts als ökonomisch begründeter Ab­
gabe. Die 3. DVO gewährleistet ein einheitliches Verfahren 
zur Festsetzung der verschiedenen wasserwirtschaftlichen 
Schutzgebiete und legt Nutzungsverbote und -beschrän- 
kungen für Trinkwasserschutz- und -vorbehaltsgebiete 
sowie Aufgaben und Befugnisse der Schutzzonenkommis­
sion fest.

1 Vgl. H. Reiciielt, „Rationeller Umgang mit Wasser — wichtige 
ökonomische Aufgabe“, ND vom 3./4. Juli 1982, S. 5.
Ein Liter Mineralöl verseucht eine Million Liter Wasser. Mine­
ralölverunreinigungen des Bodens und der Gewässer ziehen 
die Vegetation erheblich in Mitleidenschaft, führen zur lebens­
gefährlichen Bedrohung bzw. zum Absterben von Fischen, 
Wasservögeln und anderen Wasserlebewesen. Auch beim Men­
schen kann durch Mineralöl verunreinigtes Wasser zu schweren 
Erkrankungen führen.
In Ausnahmefällen gelten als Anliegergrundstücke auch solche, 
die zwar nicht direkt am Ufer, aber in einem durch die ört­
lichen Staatsorgane festgelegten Uferstreifen liegen.
Die strikte Einhaltung dieser Vorschrift hat K. SorgeniCht in 
der Tagung der Volkskammer am 12. Juli 1973 gefordert (vgl. 
Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe 
— Schritt zur weiteren Entwicklung der sozialistischen Demo­
kratie, Schriftenreihe „Aus der Tätigkeit der Volkskammer 
und ihrer Ausschüsse“, Heft 8 [6. Wahlperiode], Berlin 1973, 
S. 28).
Vgl. z. B. DDR-Standard TGL 24348/01-03 (Trinkwasserschutz­
gebiete) .

Für schuldhaft begangene Wasserrechtsverletzungen, die 
Disziplinlosigkeiten darstellen, enthält § 42 WaG Ordnungs­
widrigkeitstatbestände mit Ordnungsstrafmaßnahmen. 
Diese Bestimmungen sollen insbesondere der Einhaltung . • 
des staatlichen Genehmigungs- bzw. Zustimmungsverfah­
rens, der Gewährleistüng des Gewässer-, Hochwasser- und * 3 * 1 
Küstenschutzes sowie der Gewässerinstandhaltung dienen. 
Unter Berücksichtigung des Motivs, der Persönlichkeit des 4 
Rechtsverletzers und des eingetretenen Schadens können 
Verweise oder Ordnungsstrafen von 10 M bis 500 M, in 
schwereren Fällen (z. B. bei Verursachung eines größeren 
Schadens oder bei grober Mißachtung gesellschaftlicher 
Interessen) bis zu 1 000 M ausgesprochen werden. Bei einer 5 
erheblichen Verunreinigung des Wassers oder bei erheb-


